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Am 1. Januar 2005 ist in Deutsch-
land in Form des Alterseinkünf-
tegesetzes (AltEinkG) ein Nor-
menkatalog in Kraft getreten, der
aufgrund seiner weitreichenden
Folgen für die steuerliche Behand-
lung der Renten und der Alters-
vorsorge in breiten Kreisen der
Bevölkerung für große Verunsi-
cherung gesorgt hat.

Im März des Jahres 2002 erklär-
te das Bundesverfassungsgericht
die bislang unterschiedliche
Besteuerung von Pensionen und
Leibrenten als mit dem grundge-
setzlich verbrieften Gleichheits-
grundsatz für unvereinbar. Das
höchste deutsche Gericht forder-
te den Gesetzgeber auf, dieser
Ungleichbehandlung spätestens
ab 2005 durch entsprechende
Gesetzesänderungen entgegen-
zuwirken.

Bis zu diesem Zeitpunkt zahl-
ten Pensionäre Steuern auf die
insgesamt erhaltenen Pensions-
beträge, während Rentner ledig-
lich den sogenannten Ertragsan-
teil versteuern mußten.

Die Höhe dieses Ertragsanteils
richtete sich nach dem jeweiligen
Alter beim Renteneintritt.

SITUATION VOR DEM 01.01.2005

Wer beispielsweise mit 50 Jahren
in Rente ging, mußte später 43
Prozent seiner Rentenbezüge ver-
steuern. Arbeitete man 15 Jahre
länger und schied aus dem
Erwerbsleben mit dem vollende-
tem 65. Lebensjahr aus, belief sich
der Ertragsanteil – also der zu ver-
steuernde Rentenanteil – ledig-
lich noch auf 27 Prozent.

Diesem variablen Ertragsan-
teil lag folgende Überlegung
zugrunde:

Die von den Rentenkassen aus-
gezahlten Altersbezüge setzen
sich sowohl aus den eingezahlten
Rentenbeiträgen, als auch aus den
hieraus von den Rentenkassen
erwirtschafteten Zinsen und
Erträgen zusammen. Je später der
Renteneintritt erfolgte, um so
höher bezifferte sich der in die
Rentenkasse eingezahlte Gesamt-
beitrag. Wer mit 65 in den Ruhe-
stand ging, dessen Rente setzte
sich verständlicherweise zu einem
höheren Prozentsatz aus den ein-

gezahlten Beiträgen zusammen
und weniger aus den erlangten
Zinsen der Rentenkassen, als dies
bei einem jüngeren Ruheständler
der Fall gewesen wäre. Der Zin-
santeil wird im Verhältnis zum
Kapitalanteil geringer.

Da die in die Rentenkassen ein-
gezahlten Arbeitnehmeranteile
zuvor bereits durch die Einkom-
menssteuer besteuert wurden
(„vorgelagerte Besteuerung“), war
die Rente nur in der Höhe zu ver-
steuern, in welcher sie aus den
erwirtschafteten Zinsen der Ren-
tenkasse stammte. Also nur in
Höhe des besagten Ertragsanteils,
um eine Zweifachbesteuerung zu
vermeiden.

Obwohl die Renten also de fac-

to bereits in der Vergangenheit
steuerpflichtig waren, hat sich
lange der weit verbreitete Irr-
glaube gehalten, daß diese steu-
erfrei gewesen seien.

Erklären läßt sich dies mit dem
vom Gesetzgeber gewährten Steu-
erfreibetrag. Aufgrund des meist
geringen Ertragsanteils und der
damit einhergehenden niedrigen
Besteuerung führte die Anwen-
dung des gesetzlich gewährten
Steuerfreibetrages dazu, daß sich
häufig gar keine Einkommens-
steuerpflicht ergab.

SITUATION NACH DEM
01.01.2005

Mit Inkrafttreten des AltEinkG
wird unser altbekanntes Renten-
system nun vollständig umge-
krempelt. Mit dem neuen Gesetz
wurde eine schrittweise Ände-
rung von der vorgelagerten zur
nachgelagerten Besteuerung der
Renten in Gang gesetzt.

Kurz und knapp formuliert
bedeutet dies:

Beiträge, die auf den Aufbau

der Altersversorgung abzielen,
werden nach und nach von der
Besteuerung freigestellt, während
die Altersbezüge, sprich Renten-
zahlungen, Schritt für Schritt
immer umfassender versteuert
werden müssen.

Diese tiefgreifende Umstruk-
turierung des deutschen Renten-
systems, welche nur allmählich
erfolgen kann, wird – auch wenn
der erste Schritt bereits am 1.
Januar diesen Jahres gemacht
wurde – 35 Jahre in Anspruch
nehmen. Bis zum Jahr 2040 soll
dann der vollständige Wandel voll-
zogen sein.

KONSEQUENZEN FÜR RENTNER

Um es gleich vorweg zu nehmen:
Obwohl niedrige oder durch-
schnittliche Renten von dieser
Neuregelung kaum betroffen sein
werden, müssen die Bezieher
hoher Renten jetzt schon finanzi-
elle Einbußen befürchten. Insbe-
sondere dann, wenn zur Rente
Nebeneinkünfte hinzukommen.

Auch wenn in den Broschüren
und Merkblättern des Bundesfi-
nanzministeriums viel von Steu-
ergerechtigkeit und Steuersen-
kungen zu lesen ist, so wird doch
nicht verheimlicht, daß nach eige-
nen Schätzungen gemäß altem
Recht zwei Millionen Rentner-
haushalte steuerpflichtig waren,
während es nach neuem Recht
rund 3,3 Millionen Rentnerhaus-
halte sein werden.

Dies liegt vor allem daran, daß
sich ab dem 01.01.2005 der allge-
meine Besteuerungsanteil für
Leibrenten auf 50 Prozent beläuft.
Dieser gilt dann dauerhaft sowohl
für die Bestandsrenten als auch
für die neuen Rentner des Jahres
2005.

Besagte Bestandsrentner wer-
den also – unabhängig von ihrer
bisherigen Besteuerung – 50 Pro-
zent ihrer Rente zu versteuern
haben.

Der von jedem späteren Rent-
nerjahrgang zu versteuernde Pro-
zentsatz wird zwar dauerhaft fest-
gelegt, jedoch werden diese Jahr-
gänge einen immer höheren
Besteuerungsanteil haben.

Bis 2020 wird sich der Besteue-
rungsanteil nämlich jedes Jahr
um weitere zwei Prozent erhöhen.
Ab 2021 wird dann eine jährliche
Erhöhung von ein Prozent bis 2040
erfolgen.

Dies bedeutet, daß ab dem Ren-
tenjahrgang 2040 die beabsichtig-
te 100-prozentige Besteuerung der
neuen Rentner erreicht sein wird.

All diejenigen Rentner, die auf-
grund der neuen Gesetzeslage nun
Steuern zahlen müssen, seien dar-
an erinnert, daß sie für 2006 ver-
pflichtet sind, eine Einkommens-
steuererklärung für das Jahr 2005
abzugeben, andernfalls könnte es
schnell ein böses Erwachen geben.

Aufgrund des neu eingefügten
§ 22 a des Einkommenssteuerge-
setzes werden alle rentenauszah-
lenden Stellen verpflichtet, die
von ihnen geleisteten Zahlungen
an eine zentrale Stelle weiterzu-
leiten. Auf diese haben dann auch
alle deutschen Finanzämter
Zugriff.

Angesichts dessen – und in
Verbindung mit dem geplanten
Gesetz zur Förderung der Steue-
rehrlichkeit – steht dann einer
vollständigen Überprüfbarkeit der
Rentenempfänger durch die Steu-
erbehörden nichts mehr im Wege.
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Alte Renten und neue Steuern

Alterseinkünftegesetz: Ändert grundlegend das deutsche Rentensystem.

Bestandsrenten: Rentenjahrgänge vor 2005.

Vorgelagerte Besteuerung: Die vom Arbeitnehmer eingezahlten Rentenbeiträge 
stammen aus versteuerten Einkünften.

Nachgelagerte Besteuerung: Die Renten als solche werden versteuert.

Wichtige Begriffe kurz erklärt:

Umstrukturierung
des Rentensystems
wird 35 Jahre in
Anspruch nehmen
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